
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 11.09.2025 
 
in Mommenheim, Rathaus Mommenheim, An der Weidenbrücke 1 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 21:30 Uhr 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Rainer Raab Ortsbürgermeister   
Anna Seibert 1. Beigeordnete und Ratsmitglied   
André Degener 2. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Niclas Hamann 3. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Jutta Friesenecker Ratsmitglied   
Berthold Windisch Ratsmitglied   
Marc-André Herberg Ratsmitglied   
Werner Seekatz Ratsmitglied   
Wolfgang Kurzke Ratsmitglied   
Michael Biegel Ratsmitglied   
Frank Windisch Ratsmitglied   
Markus Gall Ratsmitglied ab 20:45 Uhr   
Arno Stüber Ratsmitglied   
Eva Popper Ratsmitglied   
Tobias Demmig Ratsmitglied   
Werner Popper Ratsmitglied   
Jonathan Rehm Ratsmitglied   

 
Entschuldigt: 
 
Wolfgang von Massow Ratsmitglied   
Jens Windisch Ratsmitglied   
Peter Maurer Ratsmitglied   
Anne Geißenhöner-Schäfers Ratsmitglied   

 
Für die Verwaltung: 
 
Stefan Herte    
Elvira Gall Schriftführung   

 
Die Mitglieder des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim sind mit der Einladung 
vom 04.09.2025 auf Donnerstag, 11.09.2025, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung 
einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Gemeinderat ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig.  
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Einwohnerfragestunde 

 
2. Bauleitplanung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz / "8. Änderung des 

Flächennutzungsplanes 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park"  
Frist: 15.08.2025, Verlängerung bis 12.09.2025 
Hier: Formelle Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden gemäß 
§ 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0054) 
 

3. Bauleitplanung der Stadt Nierstein / Bebauungsplan "Rhein-Selz-Park, II / Rechenzentrum"  
Frist: 15.08.2025, mit Verlängerung bis zum 12.09.2025 
Hier: Formelle Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden gemäß 
§ 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0053) 
 

4. 4. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 in der 
Fassung der zweiten Fortschreibung vom 19.04.2022 für das Sachgebiet 
Energieversorgung (Windenergie) 
Hier: Zweite erneute Anhörung und öffentliche Auslegung des Planentwurfs. 
Frist: 23.09.2025 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0071) 
 

5. Beschluss über die Beauftragung einer Rechtsberatung zur Unterstützung der 
Neuausschreibung der Konzessionsverträge Strom 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0061) 
 

6. Neustrukturierung Kita Kitzelstein, hier: Beauftragung Architekturbüro zur Erstellung einer 
Machbarkeitsstudie 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0057) 
 

7. Freigabe überplanmäßiger Ausgaben im Bereich der Reinigung der kita KitzelStein 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0070) 
 

8. Kita "Vogelnest" 
hier: Anschaffung eines neuen Sonnensegels im Außenbereich 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0068) 
 

9. Kita Vogelnest, hier: Vorratsbeschluss über eine Solaranlage mit Speicher 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0058) 
 

10. Umgestaltung Spielplatz Ruländerstraße OG Mommenheim 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0067) 
 

11. Neuanlage des Sportplatzes 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0022-1) 
 

12. Gemeindehalle Mommenheim, hier: Umrüstung der Beleuchtung auf LED 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0060) 
 

13. Neuer Standort Defibrillator nach Schließung der Volksbank 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0056) 
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14. Heckenrückschnitt Gemarkung 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0064) 
 

15. Vollzug der Straßenverkehrsordnung (StVO) 
hier: Ausweisung der Straßen Buchenweg und Kernerstraße als verkehrsberuhigter 
Bereich 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0055) 

16. Sozialer Wohnungsbau 
"Neues Konzept" 
Beratung und Beschlussempfehlung/-fassung 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0066) 

17. Ortsgemeinde Mommenheim; Bauleitplanverfahren "Dorfgebiet III - Hindenburgstraße, 
Rheinstraße und Wiesgartenstraße";  
Hier: Änderungsbeschluss zum Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0065) 
 

18. Mommenheim; Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Scheurebenweg; Flur 9, Flurstück 701  
Fristende: 29.09.2025 
Bau einer Pergola in nicht überbaubarer Fläche 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0059) 
 

19. Mommenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Gaustraße; Flur 6, Flurstück 70, 72, 66/2  
Fristende: 01.10.2025 
Umbau, Anbau und Errichtung Zwerchhaus und Gaube 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0062) 
 

20. Mommenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Bahnhofstraße; Flur 8, Flurstück 682  
Fristende: 06.10.2025 
Anpassung Grundriss im Gartengeschoss und Einbau Fenster im Erdgeschoss 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0063) 
 

21. Mommenheim; Bauantrag (Nachtrag); Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Rheinstraße; Flur 8, Flurstück 638/14 und 638/15  
Fristende: 26.08.2025 
Nachtrag zur geänderten Ausführung Umbau und Sanierung eines Wohnhauses mit 2 
Wohneinheiten 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0051) 
 

22. Mitteilungen 
 

23. Anfragen 
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Tagesordnung 
 
1. Einwohnerfragestunde  

 
Schriftliche Einwohnerfragen liegen nicht vor. 
 
Mündlich werden keine Anfragen gestellt. 
 
 
 
 
2. Bauleitplanung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz / "8. Änderung des 

Flächennutzungsplanes 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park"  
Frist: 15.08.2025, Verlängerung bis 12.09.2025 
Hier: Formelle Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
gemäß § 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0054) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat am 04. Juni 2024 den 
Aufstellungsbeschluss zur 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 für den Bereich des 
Rhein-Selz-Parks in der Stadt Nierstein gefasst. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB fand vom 21. Oktober 2024 bis einschließlich 22. November 2024 
statt. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 
Abs. 1 BauGB) sowie der Nachbargemeinden (§ 2 Abs. 2 BauGB) wurde vom 16. Oktober 
2024 bis einschließlich 22. November 2024 durchgeführt. 
 
Gemäß der vorliegenden Entwurfsfassung ist die Darstellung einer Sonderbaufläche mit der 
Zweckbestimmung 'Rechenzentrum' im überwiegenden Teil (ca. 44 ha) und einer 
gewerblichen Baufläche im südöstlichen Teilbereich des Planungsareals (ca. 14 ha) 
beabsichtigt. Die Ausweisungen von Versorgungsflächen für eine bestehende 
Entwässerungsfläche im Nordosten und einen Bereich für Elektrizität und Gas im äußersten 
Südosten werden übernommen (ca. 2 ha). Die Darstellung von Grünflächen transportiert 
Qualitätsvorgaben, zum einen eine substanzielle umlaufende Eingrünung des Geländes sowie 
zum anderen eine innere Durchgrünung (zusammen ca. 10 ha). Darüber hinaus werden die 
bestehenden Leitungen, die ins Plangebiet hineinragen, sowie randliche Gewässer III. 
Ordnung und ein Biotop, nachrichtlich übernommen. 
 
Gegenüber der Fassung zum Vorentwurf wurden in der Planzeichnung nur geringfügige 
Anpassungen vorgenommen. Konkret handelt es sich um eine leicht veränderte Grenzziehung 
zwischen der Sonderbauflächen und der gewerblichen Baufläche sowie Modifikationen der 
Lage des innergebietlichen Grünzugs. Fachliche Anregungen und Hinweise aus der 
landesplanerischen Entscheidung sowie aus den frühzeitigen Beteiligungsverfahren sind 
gemäß der Maßstabsebene der Flächennutzungsplanung eingegangen. Erkenntnisse aus der 
parallellaufenden Bebauungsplanung der Stadt Nierstein, insbesondere zu Fachthemen, 
wurden soweit sie für die Flächennutzungsplanung relevant sind, ebenfalls in abstrahierter 
Form ergänzt. Darauf wird verschiedentlich in der Begründung verwiesen. Weiterhin wurde 
der Umweltbericht entsprechend ergänzt. 
 
Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB werden Sie als Nachbargemeinde an dem 
Verfahren beteiligt.  
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Sie werden hiermit um Stellungnahme zur 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 
in der Stadt Nierstein (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park, Stand: Juni 
2025) bis zum 15. August 2025 gebeten. 
 
Die Unterlagen zum Planentwurf (Plan, Planbegründung mit Umweltbericht, Gutachten sowie 
die nach Einschätzung der Verbandsgemeinde wesentlichen vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen) werden Ihnen ab sofort unter  
https://my.hidrive.com/share/m-22774ydu elektronisch bereitgestellt.  
 
Die Beteiligung zum Entwurf des Bebauungsplans "Rhein-Selz-Park, II / Rechenzentrum" wird 
parallel zur vorliegenden Beteiligung durchgeführt. 
 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung zur 8. FNP-Änderung und zum Bebauungsplan erfolgt in der Zeit 
vom 21. Juli 2025 bis 29. August 2025. 
Das vorliegende Projekt der Errichtung eines europaweit bedeutsamen Rechenzentrums wie 
auch die Folgenutzung der seit langen Jahren brachliegenden Konversionsfläche sind für die 
Verbandsgemeinde, die Stadt Nierstein und die gesamte Region vom größtem Gewicht. 
 
 
Anlagen: (Alle Unterlagen können unter https://www.vg-rhein-selz.de/fnp-toeb/ oder in der 
Fachabteilung Bauen und Umwelt, im Gebäude „Castello“ Raum 209/210 eingesehen 
werden.) Planzeichnung, Textl. Festsetzungen mit Begründung und Umweltbericht sowie 
Fachgutachten und umweltrelevante Stellungnahmen 
 
Als Träger öffentlicher Belange wird die Ortsgemeinde/Stadt gem. § 4 Abs. 2 mit Abgabe 
ihrer Äußerung bis spätestens 15.08.2025 beteiligt.  
Da eine Sitzung des Gemeinderates erst nach der Frist stattfindet, wurde eine 
Verlängerung bis zum 12.09.2025 bewilligt.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat hat die Planunterlagen zur „8. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 
(Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park)“ im Verfahren der Behördenbeteiligung  
(§ 4 Abs. 2 BauGB) zur Kenntnis genommen, sie beraten und fasst folgenden Beschluss: 
 

A) Der Gemeinderat beschließt die Billigung des Bauleitplanentwurfs und seinen Analgen 
in der vorliegenden Fassung. 

oder 
 

B) Der Gemeinderat beschließt folgende Anregungen, Hinweise und/oder Bedenken 
vorzutragen. (Diese sind in die Sitzungsniederschrift aufzunehmen) 

 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 15.07.2025 und erläutert zum 
Sachstand die geringfügigen Anpassungen zum Vorentwurf. 
 
Der Gemeinderat hat die Planunterlagen zur 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 
(Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park)“ im Verfahren der Behördenbeteiligung ( 
§ 4 Abs. 2 BauGB) zur Kenntnis genommen, sie beraten und fasst folgenden Beschluss: 
 
A) Der Gemeinderat beschließt die Billigung des Bauleitplanentwurfs und seinen Anlagen in 
der vorliegenden Fassung. 
 
  

https://my.hidrive.com/share/m-22774ydu
https://www.vg-rhein-selz.de/fnp-toeb/
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Beschluss: 
 
Beschluss zu A:  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit 16 Ja-Stimmen. 
 
 
 
 
3. Bauleitplanung der Stadt Nierstein / Bebauungsplan "Rhein-Selz-Park, II / 

Rechenzentrum"  
Frist: 15.08.2025, mit Verlängerung bis zum 12.09.2025 
Hier: Formelle Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
gemäß § 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0053) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Stadtrat der Stadt Nierstein hat in seiner Sitzung am 11. Dezember 2023 den Beschluss 
zur Aufstellung des Bebauungsplans „Rhein-Selz-Park, II / Rechenzentrum“ für den Bereich 
des Rhein-Selz-Parks gefasst. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB fand vom 11. November 2024 bis einschließlich 6. Dezember 2024 statt. Die 
frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 
BauGB) sowie der Nachbargemeinden (§ 2 Abs. 2 BauGB) wurde vom 4. November 2024 bis 
einschließlich 6. Dezember 2024 durchgeführt. 
 
Mit dem Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung 
und den Betrieb eines Campus für Rechenzentren geschaffen werden. Der Bebauungsplan 
wird im Regelverfahren mit Umweltprüfung aufgestellt. Gemäß der vorliegenden 
Entwurfsfassung ist die Darstellung eines Sondergebiets mit der Zweckbestimmung 
„Rechenzentrum“ im überwiegenden Teil des Plangebiets beabsichtigt. Die Ausweisung einer 
Versorgungsfläche für eine bestehende Entwässerungsfläche im Nordosten wird 
übernommen. Die Darstellung von Grünflächen transportiert Qualitätsvorgaben, zum einen 
eine substanzielle umlaufende Eingrünung des Geländes sowie zum anderen eine innere 
Durchgrünung. Darüber hinaus werden die bestehenden Leitungen, die ins Plangebiet 
hineinragen, sowie randliche Gewässer III. Ordnung und ein Biotop, nachrichtlich 
übernommen. 
 
Gegenüber der Fassung zum Vorentwurf wurden in der Planzeichnung die Geometrien an die 
fortgeschriebene Objektplanung angepasst sowie Flächen zum Anpflanzen und Erhalten von 
Bäumen und Sträuchern eingetragen. Das grundlegende Konzept aus umlaufender 
Randeingrünung und zentraler Grünzone kann dabei aufrechterhalten werden. Die textlichen 
Festsetzungen wurden insbesondere im Bereich Artenschutz und Grünordnung 
fortgeschrieben. Der Umweltbericht wurde nach Fortschreibung der Fachgutachten 
umfassend überarbeitet. Fachliche Anregungen und Hinweise aus den frühzeitigen 
Beteiligungsverfahren sind eigegangen. 
 
Gemäß § 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 BauGB werden Sie als Behörde, sonstiger Träger öffentlicher 
Belange oder Nachbargemeinde an dem Verfahren beteiligt. 
 
Die Unterlagen zum Planentwurf (Planzeichnung, textliche Festsetzungen, Begründung 
mit Umweltbericht, Gutachten sowie die nach Einschätzung der Stadt Nierstein 
wesentlichen vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen) werden Ihnen ab sofort 
unter https://my.hidrive.com/share/5czk7r0tlh elektronisch bereitgestellt.   

https://my.hidrive.com/share/5czk7r0tlh
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Die Beteiligung zur 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 für den Bereich des Rhein-
Selz-Parks wird parallel zur vorliegenden Beteiligung durchgeführt. 
 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung zur 8. FNP-Änderung und zum Bebauungsplan erfolgt in der Zeit 
vom 21. Juli 2025 bis 29. August 2025. 
 
Das vorliegende Projekt der Errichtung eines europaweit bedeutsamen Rechenzentrums wie 
auch die Folgenutzung der seit langen Jahren brachliegenden Konversionsfläche sind für die 
Verbandsgemeinde, die Stadt Nierstein und die gesamte Region von größtem Gewicht.  
 
Anlagen: (Alle Unterlagen können unter https://www.rhein-selz.de/bp-toeb   oder in der 
Fachabteilung Bauen und Umwelt, im Gebäude „Castello“ Raum 209/210 eingesehen 
werden.) Planzeichnung, Textl. Festsetzungen mit Begründung und Umweltbericht sowie 
Fachgutachten und umweltrelevante Stellungnahmen 
 
Als Träger öffentlicher Belange wird die Ortsgemeinde/Stadt gem. § 4 Abs. 2 mit Abgabe 
ihrer Äußerung bis  spätestens 15.08.2025 beteiligt.  
Da die Sitzung des Gemeinderates nach der Frist stattfindet, wurde eine Verlängerung 
bis zum 12.09.2025 bewilligt.  
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat hat die Planunterlagen zum Bebauungsplan „Rhein-Selz-Park, II / 
Rechenzentrum“ im Verfahren der Behördenbeteiligung  (§ 4 Abs. 2 BauGB) zur Kenntnis 
genommen, sie beraten und fasst folgenden Beschluss: 
 

C) Der Gemeinderat beschließt die Billigung des Bauleitplanentwurfs und seinen Analgen 
in der vorliegenden Fassung. 

oder 
 

D) Der Gemeinderat beschließt folgende Anregungen, Hinweise und/oder Bedenken 
vorzutragen. (Diese sind in die Sitzungsniederschrift aufzunehmen) 

 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 10.07.2025 und erläutert den 
Sachstand. 
 
Der Gemeinderat hat die Planunterlagen zum Bebauungsplan „Rhein-Selz-Park, II / 
Rechenzentrum“ im Verfahren der Behördenbeteiligung (§ 4 Abs. 2 BauGB) zur Kenntnis 
genommen, sie beraten und fasst folgenden Beschluss: 
 
A) Der Gemeinderat beschließt die Billigung des Bauleitplanentwurfs und seinen Anlagen in 
der vorliegenden Fassung. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss zu A) 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit 16 Ja-Stimmen. 
 
  

https://www.rhein-selz.de/bp-toeb
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4. 4. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 
2014 in der Fassung der zweiten Fortschreibung vom 19.04.2022 für das 
Sachgebiet Energieversorgung (Windenergie) 
Hier: Zweite erneute Anhörung und öffentliche Auslegung des Planentwurfs. 
Frist: 23.09.2025 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0071) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Sach- und Rechtslage: 

Die Regionalvertretung der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe hat durch Beschluss 

vom 23. Juni 2025 den Entwurf zur vierten Teilfortschreibung des Regionalen 

Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe für das zweite erneute Anhörungsverfahren und die 

zweite erneute Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 9 Abs. 3 Raumordnungsgesetz (ROG) 

i.V.m. § 6 Abs. 4 Satz 5 und § 10 Landesplanungsgesetz (LPlG) freigegeben. Die erneute 

Offenlage wird auf drei Wochen gem. § 9 Abs. 3 ROG verkürzt. 

Die Anhörung und Offenlegung erfolgt gemäß Bekanntmachung im Staatsanzeiger vom 11. 

August 2025 in der Zeit 19. August bis einschließlich 9. September 2025. Anregungen 

können bis zu zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist vorgebracht werden. Sollten Sie 

sich bis zum 23. September 2025 zu dem beigefügten Planentwurf nicht geäußert haben, wird 

davon ausgegangen, dass weder Bedenken noch Anregungen vorgetragen werden. Ein 

Anspruch auf Berücksichtigung später vorgebrachter Einwendungen besteht nur bei 

beantragter Fristverlängerung. 

Die Planänderungen in der Raumordnungskarte sind in Anlage 3 dokumentiert.  

Die Unterlagen zur Anhörung sind im Internet auf der Seite der Planungsgemeinschaft 

https://www.pg-rheinhessen-nahe.de/projekte/fortschreibungen-rop/ veröffentlicht. 

Für den Bereich VG Rhein-Selz gibt es folgende Änderungen gegenüber der verbindlichen 

Fassung und der Änderung gegenüber der ersten Anhörung: 

 

Änderungen im Kartenteil (Anlage 3) 

Vorranggebiet Windenergienutzung Nr. 5:  

- Anpassung wg. kritischer Infrastruktur (Rhein-Selz-Park) 500 m Puffer zum 

Rechenzentrum 

Vorranggebiet Windenergienutzung Nr. 5a:  

- Erweiterung im Südosten, aber auf Bechtolsheimer Gemarkung um einen 75 m Saum 

reduziert. Aufgrund von Greifvogelhorsten in der Umgebung soll die Zulässigkeiten  

von WEA gegenüber dem FNP nicht erweitert werden. 

 

Anlagen:  _Änderungen an der Gesamtkarte ROP im Vergleich zur ersten erneuten 
Anhörung im Bereich der VG Rhein-Selz  
 
  

https://www.pg-rheinhessen-nahe.de/projekte/fortschreibungen-rop/
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Beschlussvorschlag: 
 

A) Der Bauausschuss empfiehlt/ der Ortsgemeinderat beschließt im Anhörungs- und 

Beteiligungsverfahren zur 4. Teilfortschreibung des regionalen Raumordnungsplans 

Rheinhessen-Nahe 2014 keine Bedenken gegen die 4. Teilfortschreibung zu erheben. 

Oder 

B) Der Bauausschuss empfiehlt/ der Ortsgemeinderat beschließt im Anhörungs- und 

Beteiligungsverfahren zur 4. Teilfortschreibung des regionalen Raumordnungsplans 

Rheinhessen-Nahe 2014 folgende Bedenken gegen die 4. Teilfortschreibung zu 

erheben. (Diese sind in der Sitzungsniederschrift aufzunehmen) 

 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 20.08.2025 und erläutert die 
Änderungen. 
 
A) Der Gemeinderat beschließt im Anhörungs- und Beteiligungsverfahren zur 4. 
Teilfortschreibung des regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 keine 
Bedenken gegen die 4. Teilfortschreibung zu erheben. 
 
 
Beschluss: 
 
Beschluss zu A)  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit 16 Ja-Stimmen. 
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5. Beschluss über die Beauftragung einer Rechtsberatung zur Unterstützung der 
Neuausschreibung der Konzessionsverträge Strom 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0061) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der aktuelle Konzessionsvertrag Strom der Ortsgemeinde Mommenheim läuft zum 
31.03.2028 aus.  
 
Aufgrund der hohen rechtlichen Komplexität und um mögliche Anfechtungen zu verhindern ist 
die 
Unterstützung durch eine Kanzlei erforderlich. 
 
Die Kanzlei BBH, Herr Tischler, hat die Kommunen in der VG schon bei den letzten 
Konzessionsausschreibungen 2021 unterstütz. 
 
Die Konzessionsausschreibung für die Ortsgemeinde soll kostensparend gemeinsam mit den 
Ausschreibungen der Städte Oppenheim und Nierstein durchgeführt werden. 
 
Die Kosten werden später nach einem Verteilungsschlüssel gerecht auf die Kommunen 
aufgeteilt. 
Die Kosten der Gemeinde belaufen sich dabei voraussichtlich auf 5.000€ 
 
Die Vertragsunteralgen in der Anlage sind im Rahmen des Angebots der Kanzlei BBH auf die 
Stadt Oppenheim ausgestellt und werden dann für die Unterzeichnung noch für die 
Kommunen Nierstein und Mommenheim angepasst.  
 
Die Verwaltung empfiehlt der Ortsgemeinde das Angebot anzunehmen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Kanzlei BBH zur Betreuung der Ausschreibung und 
Neuvergabe des Konzessionsvertrages Strom zu beauftragen.  
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 06.08.2025 und erläutert zum 
Sachstand, dass der Konzessionsvertrag Strom der Ortsgemeinde Mommenheim bis 
31.03.2028 läuft. 
Aus Kostengründen soll die Konzessionsausschreibung für die Ortsgemeinde mit den Städten 
Nierstein und Oppenheim durchgeführt werden. 
 
Ratsmitglied Frank Windisch bittet um Klärung, wann der Konzessionsvertrag Gas der 
Ortsgemeinde ausläuft. 
Außerdem bittet Ratsmitglied Frank Windisch um Erklärung, warum dieser TOP direkt im 
Gemeinderat vorliegt und nicht im Haupt- und Finanzausschuss zur Beschlussempfehlung 
vorgelegen hat. 
 
Ratsmitglied Popper bittet um Klärung, welche Stundensätze abgerechnet werden. 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt nach eingehender Beratung die Kanzlei BBH Becker Büttner 
Held, Berlin, zur Betreuung der Ausschreibung und Neuvergabe des Konzessionsvertrages 
Strom zu beauftragen. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig angenommen mit 16 Ja-Stimmen. 
 
 
Der Gemeinderat erteilt die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben 
gemäß § 100 GemO in Höhe von 5.000 Euro. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit 16 Ja-Stimmen. 
 
 
 
 
6. Neustrukturierung Kita Kitzelstein, hier: Beauftragung Architekturbüro zur 

Erstellung einer Machbarkeitsstudie 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0057) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Standort der Kita Kitzelstein mit seinen beiden Teilen Haus Kitzel und Haus Stein muss 
überarbeitet und neu strukturiert werden. 
 
Um die Entscheidungen für Neubau oder Sanierung treffen zu können bedarf es der Erstellung 
einer Machbarkeitsstudie. 
Bei der Studie sollen die verschiedenen möglichen Varianten untersucht werden: 
 

- Neubau einer 3-gruppigen Kita im Gewerbegebiet, Sanierung von 2 Gruppen im Haus 
Kitzel, Verkauf Haus Stein 

- Neubau einer 3-gruppigen Kita An der Weidenbrücke, Sanierung von 2 Gruppen im 
Haus Kitzel, Verkauf Haus Stein 

- Abriss Haus Kitzel, Neubau einer 5-gruppigen Kita auf gleichem Gelände mit 
notwendiger Containerzwischenlösung, Verkauf Haus Stein 

- Aufstockung Haus Kitzel um 2 Gruppen, Sanierung 3 Gruppen im EG, Verkauf Haus 
Stein 

- Neubau einer 5-gruppigen Kita im Gewerbegebiet oder An der Weidenbrücke, Verkauf 
der Häuser Kitzel und Stein 

 
In der Studie sollen die planerischen, organisatorischen und wirtschaftlichen Aspekte 
untersucht werden. 
 
Die Verwaltung hat hierzu bei 2 Architekturbüros Angebote angefordert Ein Angebot ist 
lediglich vom Architekturbüro Kleinschmitt, Mommenheim eingegangen. 
Dieses Angebot schließt brutto mit 4.248,00 €. 
 
Die Ausschüsse mögen daher empfehlen, der Gemeinderat möge beschließen, den Auftrag 
zur Erstellung einer Machbarkeitsstudie zur Umstrukturierung der Kita Kitzelstein an das 
Architekturbüro Kleinschmitt, Mommenheim zum Gesamtbruttopreis von 4.248,00 € zu 
vergeben. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Die Ausschüsse empfehlen, der Gemeinderat beschließt, den Auftrag zur Erstellung einer 
Machbarkeitsstudie zur Umstrukturierung der Kita Kitzelstein zum Gesamtbruttopreis von 
4.248,00 € an das Architekturbüro Kleinschmitt zu vergeben. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 31.07.2025 und erläutert zum 
Sachstand, dass die Ortsgemeinde für die Neustrukturierung der Kita Kitzelstein drei 
Möglichkeiten erarbeitet hat: Umbau, Neubau an gleicher Stelle, Neubau an anderer Stelle.  
Eine weitere Möglichkeit wäre die Anmietung von Räumlichkeiten einer Firma, mit einer 
Vertragslaufzeit von 30 Jahren. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt den Auftrag zur Erstellung einer Machbarkeitsstudie zur 
Umstrukturierung der Kita Kitzelstein zum Gesamtbruttopreis von 4.248,00 Euro an das 
Architekturbüro Kleinschmitt zu vergeben. 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 40.000 Euro zur Verfügung. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit 16 Ja-Stimmen. 
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7. Freigabe überplanmäßiger Ausgaben im Bereich der Reinigung der kita 
KitzelStein 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0070) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Kita KitzelStein wurde ursprünglich durch eine hauseigene Reinigungskraft gereinigt. 
Durch die Erkrankung der Reinigungskraft wurde eine Firma zur Vertretungsreinigung 
beauftragt. Durch die anhaltende Erkrankung der Reinigungskraft und die daraus anhaltende 
Vertretungsreinigung sind die Haushaltsmittel entsprechend erschöpft. 
Bei Bekanntwerden des endgültigen Ausfalls der hauseigenen Reinigungskraft wurden Preise 
für die dauerhafte Unterhaltsreinigung eingeholt. 
Die Firma Rheinhessen Gebäudeservice hat ein wirtschaftlicheres Angebot als die 
Vertretungsfirma abgegeben und reinigt die Kita aktuell übergangsweise. 
 
Rheinhessen Gebäudeservice:  5.355€ 
Firma 2: 6047,58€ 
Firma 3: kein Angebot 
 
Aus dem vorliegenden Angebot ergeben sich überplanmäßige Ausgaben in Höhe von 26.775€ 
für das aktuelle Haushaltsjahr. Zusammen mit den anderen wiederkehrenden Kosten wie z.B. 
Fußmattenreinigung u.ä. ist mit Kosten von 30.000€ bis zum Jahresende zu rechnen. 
 
Des Weiteren soll die Firma Rheinhessen Gebäudeservice die Unterhaltsreinigung bis Ende 
2026 durchführen. Hierdurch soll eine entsprechende Planungssicherheit und gleichbleibende 
Qualität gewährleistet werden. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt: 

a) die außerplanmäßigen Ausgaben für die Unterhaltsreinigung in der Kita KitzelStein 
i.H.v. 30.000€. 

b) die Beauftragung der Firma Rheinhessen Gebäudeservice zur Durchführung der 
Unterhaltsreinigung bis zum 31.12.2026 

 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 14.08.2025 und erläutert zum 
Sachstand, dass die Reinigungskraft für längere Zeit erkrankt ist und daher eine Fremdfirma 
beauftragt werden musste. 
Seitens des Gemeinderates wird um Klärung gebeten, ob die Mittel für 2026 zur Verfügung 
stehen, da ein Auftrag erteilt wird. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt: 
a) die außerplanmäßigen Ausgaben für die Unterhaltsreinigung in der Kita Kitzelstein i.H.v. 
30.000 Euro. 
b) die Beauftragung der Firma Rheinhessen Gebäudeservice zur Durchführung der 
Unterhaltsreinigung bis zum 31.12.2026. 
 
Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 GemO in 
Höhe von 30.000 Euro wird erteilt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit 16 Ja-Stimmen.  
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8. Kita "Vogelnest" 
hier: Anschaffung eines neuen Sonnensegels im Außenbereich 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0068) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Ortsgemeinde Mommenheim beabsichtigt die Anschaffung eines neuen Sonnensegels für 
den Außenbereich in der Kita „Vogelnest“. 
 
Nach Auswertung der eingegangenen Angebote wurde die Fa. Singhoff GmbH aus Raunheim 
als wirtschaftlichster Bieter ermittelt.  
 
Die Angebotssumme beläuft sich auf 6.425,01€ inkl. MwSt. 
 
Im Haushalt 2025 der Ortsgemeinde sind hierfür keine Haushaltsmittel vorgesehen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Ausschuss empfiehlt/der Gemeinderat beschließt die Auftragsvergabe für das neue 
    Sonnensegel in der Kita „Vogelnest“ an die FA. Singhoff GmbH aus Raunheim. 
    Die Auftragssumme beträgt 6.425,01€ inkl. MwSt. 
 
2. Der Ausschuss empfiehlt/der Gemeinderat erteilt seine Zustimmung zur Leistung einer 
    Über-/außerplanmäßigen Ausgabe gemäß §100 GemO in Höhe von 6.425,01€.   
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 08.08.2025 und erläutert zum 
Sachstand, dass das Sonnensegel am 27.04.2023 beschlossen wurde. Im Oktober 2024 
wurde das Angebot eingeholt. Die Haushaltsübertragung der Summe erfolgte nicht. Somit ist 
heute die außerplanmäßige Ausgabe zu beschließen. 
 
 
Beschluss: 
 
1. Der Gemeinderat beschließt die Auftragsvergabe für das neue Sonnensegel in der Kita 
„Vogelnest“ an die Firma Singhoff GmbH aus Raunheim. 
Die Auftragssumme beträgt 6.425,01 Euro inkl. MwSt. 
 
2. Der Gemeinderat erteilt seine Zustimmung zur Leistung einer über-/außerplanmäßigen 
Ausgabe gemäß § 100 GemO in Höhe von 6.425,01 Euro. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig mit 16 Ja-Stimmen. 
 
Antrag an die Verwaltung: 
Ratsmitglied Frank Windisch stellt den Antrag auf Aufstellung aller beschlossenen 
außerplanmäßigen Ausgaben, einschließlich der genehmigten, im laufenden Kalenderjahr 
2025. 
 
Der Gemeinderat stimmt dem Antrag einstimmig mit 16 Ja-Stimmen zu. 
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9. Kita Vogelnest, hier: Vorratsbeschluss über eine Solaranlage mit Speicher 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0058) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Im Rahmen der KIPKI–Förderung des Landes wurden der Ortsgemeinde Mittel in Höhe von 
87.000,- € für Maßnahmen zur Energieeinsparung zugeteilt. Mit diesem Geld sollte die 
Heizungsanlage in der Kita Kitzelstein modernisiert werden. Da nun der komplette Standort 
der Kita neu strukturiert wird und eventuell komplett zu Gunsten eines Neubaus aufgegeben 
wird, können die Fördermittel hier nicht genutzt werden. 
Das Ministerium teilte jedoch mit, dass die Fördergelder doch flexibler eingesetzt werden 
können als ursprünglich gedacht. 
 
Als Alternative besteht eine mögliche und sinnvolle Maßnahme, die auch relativ kurzfristig 
realisierbar ist, in der Montage einer Photovoltaikanlage zur Stromgewinnung auf dem Dach 
der Kita Vogelnest. Um möglichst viel des produzierten Stroms selbst verbrauchen zu können 
empfiehlt sich zusätzlich die Anschaffung eines Speichers. 
 
Die komplette Maßnahme würde Kosten in Höhe von ca. 40.000,- € erzeugen. Durch die 
Förderung des KIPKI – Programms würde der Eigenanteil der Ortsgemeinde bei 0,- € liegen. 
Da die Fördermittel jedoch erst nach erfolgter Ausführung ausgezahlt werden, muss die 
Summe zunächst als außerplanmäßige Ausgabe genehmigt werden. 
 
Empfehlenswert für die Dachfläche ist eine Anlage mit einer Leistung von ca. 30 kWp und ein 
Speicher von ca. 16 kWh. 
 
Die Ausschüsse mögen daher empfehlen, der Gemeinderat möge beschließen, die 
Verwaltung mit der Einholung von Angeboten für die oben beschriebene Anlage zu 
beauftragen. 
 
Weiterhin möge der Ortsbürgermeister ermächtigt werden, den Auftrag an den wirtschaftlich 
günstigsten Bieter zu vergeben. 
 
Gleichzeitig möge die Zustimmung zur Leistung von außerplanmäßigen Leistungen gemäß § 
100 GemO in Höhe von ca. 40.000,- € erteilt werden. 
 
Die Umsetzung der Maßnahme geschieht vorbehaltlich der Förderzusage der KIPKI Mittel 
durch das Ministerium. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Ausschüsse empfehlen, der Gemeinderat beschließt, die Verwaltung mit der Einholung 
von Angeboten für eine Solaranlage mit Speicher bei der Kita Vogelnest zu beauftragen und 
ermächtigt gleichzeitig den Ortsbürgermeister den Auftrag an den wirtschaftlich günstigsten 
Anbieter zu vergeben. 
Gleichzeitig erfolgt die Zustimmung zur Leistung von außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 
100 GemO in Höhe von ca. 40.000,- €. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 31.07.2025 und erläutert den 
Sachstand mit dem Hinweis, dass diese Maßnahme durch die KIPKI-Förderung ermöglicht 
wird. 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, die Verwaltung mit der Einholung von Angeboten für eine 
Solaranlage mit Speicher für die Kita Vogelnest zu beauftragen und ermächtigt gleichzeitig 
den Ortsbürgermeister den Auftrag an den wirtschaftlich günstigsten Anbieter zu vergeben. 
Gleichzeitig erfolgt die Zustimmung zur Leistung von außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 
100 GemO in Höhe von ca. 40.000 Euro. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit 16 Ja-Stimmen. 
 
 
 
 
10. Umgestaltung Spielplatz Ruländerstraße OG Mommenheim 

(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0067) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Ortsgemeinde Mommenheim beabsichtigt die Umgestaltung des Spielplatzes in der  
Ruländerstraße. 
 
Hierzu liegen der Gemeinde zwei Planungen von Spielgeräteherstellern vor. Diese Planung 
soll in mehreren Etappen umgesetzt werden.  
Im aktuellen Haushalt stehen 20.000€ für Geräte und Erdarbeiten und 5.000€ für 
Planungskosten zur Verfügung. 
Die Planung erfolgt nun durch die Herstellerfirmen kostenlos. 
Daher kann das Planungsbudget für die Umsetzung verwendet werden. 
 
Bei beiden Varianten entstehen überplanmäßige Kosten. 
 
Ein Angebot für die vorbereitenden Arbeiten (Abtragung/Entsorgung des vorhandenen Hügels 
und Auskoffern der Fallschutzzone) liegt bereits vor. 
 
Beschlussvorschlag: 
Variante 1: 
Der Ausschuss empfiehlt/der Gemeinderat beschließt den Planungsvorschlag der Fa. Eibe mit 
einem Gesamtvolumen von ca. 62.000 € umzusetzen. Die Umsetzung des ersten 
Bauabschnittes mit Kosten in Höhe von 30.000€ soll überplanmäßig in diesem Jahr beauftragt 
werden. 
Für den zweiten Bauabschnitt „Seilbahn und Sandspielanlage“ und die Erdarbeiten sollen 
20.000€ im Haushalt 2026 eingeplant werden. 
Der dritte Bauabschnitt in Höhe von 12.000,00 soll auf das Haushaltsjahr 2027 verteilt werden. 
Der Ausschuss empfiehlt/der Gemeinderat erteilt seine Zustimmung zur Leistung von über-
/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß §100 GemO in Höhe von 5.000€. 
 
Variante 2: 
Der Ausschuss empfiehlt/der Gemeinderat beschließt den Planungsvorschlag der Fa. Kompan 
mit einem Gesamtvolumen von ca. 120.000€ umzusetzen. 
Die Umsetzung des ersten Bauabschnittes mit Kosten in Höhe von 37.000€ soll 
überplanmäßig in diesem Jahr beauftragt werden. Für den zweiten Bauabschnitt“BLOQX5“ 
und die vorbereitenden Erdarbeiten sollen 35.000€ im Haushalt 2026 eingeplant werden. 
Der dritte Bauabschnitt in Höhe von 48.000,00€ soll dann auf die Haushaltsjahre 2027 und 
2028 verteilt werden. 
Der Ausschuss empfiehlt/der Gemeinderat erteilt seine Zustimmung zur Leistung von 
über/außerplanmäßigen gemäß §100 GemO in Höhe von 12.000€.  
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Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 07.08.2025 und übergibt das Wort an 
die 1. Beigeordnete Anna Seibert. 
Frau Seibert erläutert die eingegangenen Angebote mit Planungsvorschlag: 
Firma Eibe,        Holzspielgeräte, Gesamtangebot in Höhe von ca.   62.000 Euro, 
Firma Kompan, Stahlspielgeräte, Gesamtangebot in Höhe von ca. 120.000 Euro. 
Die Spielplatzumgestaltung soll in mehreren Bauabschnitten erfolgen. 
Der Ausschuss für Kultur und Soziales empfahl die Umgestaltung des Spielplatzes mit dem 
Angebot der Firma Eibe. 
 
Nach eingehender Beratung beschließt der Gemeinderat den Planungsvorschlag Variante 1 
der Firma Eibe mit einem Gesamtvolumen von ca. 62.000 Euro umzusetzen. Die Umsetzung 
des ersten Bauabschnittes mit Kosten in Höhe von 30.000 Euro soll in diesem Jahr beauftragt 
werden. 
Für den zweiten Bauabschnitt „Seilbahn und Sandspielanlage“ und die Erdarbeiten sollen 
20.000 Euro im Haushalt 2026 eingeplant werden. 
Der dritte Bauabschnitt in Höhe von 12.000 Euro soll auf das Haushaltsjahr 2027 verteilt 
werden. 
Der Gemeinderat erteilt seine Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen 
Ausgaben gemäß § 100 GemO in Höhe von 5.000 Euro 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 25.000 Euro zur Verfügung. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.  
 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich angenommen, 15 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen,  
1 Stimmenthaltung. 
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11. Neuanlage des Sportplatzes 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0022-1) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Ortsgemeinde Mommenheim plant, den bestehenden Sportplatz zu überplanen, da die 
Drainageanlagen irreparabel geschädigt sind. Derzeit ist ein Hybridrasen verbaut, dessen 
Funktion durch die verstopften und beschädigten Drainageleitungen erheblich beeinträchtigt 
wird. 
 
Nach Befahrung der Drainage wurde festgestellt, dass eine Sanierung der Leitungen im 
eingebauten Zustand technisch nicht möglich ist. Ein Fachbüro wurde zur Beratung 
hinzugezogen. Die Ergebnisse bestätigen, dass eine Sanierung nur in offener Bauweise 
erfolgen kann, was eine großflächige Öffnung des Hybridrasens erforderlich macht. Zusätzlich 
besteht für den Austausch des Hybridrasens lediglich an den Reparaturstellen möglicherweise 
ein Vorbehalt hinsichtlich der Gewährleistung. 
 
Die Planung der Maßnahme soll im Jahr 2025 durchgeführt werden, die Planung wird in 
einem Stufenvertrag ausgeschrieben; d.h. nur die notwendigen Leistungen, die zum 
Förderungsstellung erforderlich sind werden zuerst abgerufen, danach wird das weitere 
Vorgehen in den Räten beschlossen und weitere Planungsleistungen wenn erforderlich 
abgerufen.  Während die bauliche Umsetzung im Jahr 2026 erfolgen soll. Im Rahmen der 
Sportanlagenförderung Rheinland-Pfalz könnten Fördermittel in Höhe von 50 % der 
zuwendungsfähigen Kosten in Anspruch genommen werden. Die zuwendungsfähigen Kosten 
belaufen sich auf 280.000 €, sodass eine Förderung in Höhe von 140.000 € zu erwarten ist. 
Sollten die tatsächlichen Gesamtkosten über den zuwendungsfähigen Kosten liegen, müsste 
die Ortsgemeinde den Differenzbetrag aus Eigenmitteln finanzieren. 
 
Eine detaillierte Kostenschätzung ist in den Anlagen beigefügt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Ausschüsse empfehlen, der Gemeinderat beschließt: 
 
a) aufgrund der Drainagenproblematik den Ortsbürgermeister damit zu beauftragen, die 
Planungsleistungen für die Neuanlage des Sportplatzes in einem Wettbewerb zu vergeben. 
b) den Ortsbürgermeister zu ermächtigen, den entsprechenden Vertrag als Stufenvertrag zu 
unterzeichnen. 
c) die Verbandsgemeindeverwaltung zu beauftragen, die Fördermittel im Rahmen der 
Sportanlagenförderung Rheinland-Pfalz zu beantragen. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 15.07.2025 und erläutert den 
Sachstand. 
 
Herr Stefan Herte teilt mit, dass die VG gemäß des Antrags der Ortsgemeinde Mommenheim 
auf Herstellung einer Sprunggrube und einer Laufbahn, im Zusammenhang mit der Neuanlage 
des Sportplatzes, jetzt in Angriff nehmen wird. 
Der Gemeinderat nimmt die Mitteilung wohlwollend zur Kenntnis. 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt: 
a) aufgrund der Drainagenproblematik den Ortsbürgermeister damit zu beauftragen, die 
Planungsleistungen für die Neuanlage des Sportplatzes in einem Wettbewerb zu vergeben. 
b) den Ortsbürgermeister zu ermächtigen, den entsprechenden Vertrag als Stufenvertrag zu 
unterzeichnen (d.h. nur die notwendigen Leistungen, die zum Förderstellung erforderlich sind 
werden zuerst abgerufen. Danach wird das weitere Vorgehen in den Räten beschlossen und 
weitere Planungsleistungen, wenn erforderlich, abgerufen). 
 
c) die Verbandsgemeindeverwaltung zu beauftragen, die Fördermittel im Rahmen der 
Sportanlagenförderung Rheinland-Pfalz zu beantragen. 
 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 60.000 Euro zur Verfügung. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit 16 Ja-Stimmen. 
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12. Gemeindehalle Mommenheim, hier: Umrüstung der Beleuchtung auf LED 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0060) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Im Rahmen der KIPKI – Förderung des Landes wurden der Ortsgemeinde Mittel in Höhe von 
87.000,- € für Maßnahmen zur Energieeinsparung zugeteilt. Mit diesem Geld sollte die 
Heizungsanlage in der Kita Kitzelstein modernisiert werden. Da nun der komplette Standort 
der Kita neu strukturiert wird und eventuell komplett zu Gunsten eines Neubaus aufgegeben 
wird, können die Fördermittel hier nicht genutzt werden. 
Das Ministerium teilte jedoch mit, dass die Fördergelder doch flexibler eingesetzt werden 
können als ursprünglich gedacht. 
 
Eine alternative Maßnahme zum sinnvollen Einsatz der Fördermittel ist die Umstellung der 
Beleuchtung in der Gemeindehalle auf LED. 
 
Die geschätzten Kosten liegen bei dieser Maßnahme ca. bei 47.000,- €. Durch die Förderung 
des KIPKI–Programms würde der Eigenanteil der Ortsgemeinde bei 0,- € liegen.  
Da die Fördermittel jedoch erst nach erfolgter Ausführung ausgezahlt werden, muss die 
Summe zunächst als außerplanmäßige Ausgabe genehmigt werden.  
Gemeinsam mit der geplanten Solaranlage auf dem Dach der Kita Vogelnest könnten somit 
die Fördermittel in voller Höhe ausgeschöpft werden. 
 
Die Ausschüsse mögen daher empfehlen, der Gemeinderat möge beschließen, die 
Verwaltung mit der Einholung von Angeboten für die oben beschriebene Umstellung der 
Beleuchtung in der Gemeindehalle auf LED zu beauftragen. 
 
Weiterhin möge der Ortsbürgermeister ermächtigt werden, den Auftrag an den wirtschaftlich 
günstigsten Bieter zu vergeben. 
 
Gleichzeitig möge die Zustimmung zur Leistung von außerplanmäßigen Leistungen gemäß § 
100 GemO in Höhe von ca. 47.000,- € erteilt werden. 
 
Die Umsetzung der Maßnahme geschieht vorbehaltlich der Förderzusage der KIPKI Mittel 
durch das Ministerium. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Ausschüsse empfehlen, der Gemeinderat beschließt, die Verwaltung mit der Einholung 
von Angeboten zur Umrüstung der Beleuchtung auf LED in der Gemeindehalle Mommenheim 
zu beauftragen. 
 
Weiterhin wird der Bürgermeister ermächtigt, den Auftrag an den wirtschaftlich günstigsten 
Bieter zu vergeben. 
 
Gleichzeitig wird die Zustimmung zur Leistung von außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von ca. 47.000,- € erteilt. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 01.08.2025 und erläutert zum 
Sachstand, dass auch diese Maßnahme durch das KIPKI Programm gefördert wird. 
Da sich der Stromverbrauch seit 2022 in der Gemeindehalle unverhältnismäßig erhöht hat, ist 
eine Überprüfung unbedingt erforderlich. 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, die Verwaltung mit der Einholung von Angeboten zur Umrüstung 
der Beleuchtung auf LED in der Gemeindehalle Mommenheim zu beauftragen. 
 
Weiterhin wird der Bürgermeister ermächtigt, den Auftrag an den wirtschaftlich günstigsten 
Bieter zu vergeben. 
 
Gleichzeitig wird die Zustimmung zur Leistung von außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von ca. 47.000 Euro erteilt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit 16 Ja-Stimmen. 
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13. Neuer Standort Defibrillator nach Schließung der Volksbank 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0056) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Nach der Schließung der Volksbankfiliale Rheinstr. Ecke Wiesgartenstr. Ist der dort in der 
Eingangshalle montierte Defibrillator nicht mehr öffentlich zugänglich. 
 
Daher muss ein neuer Standort gefunden werden. Die Verwaltung empfiehlt dafür den 
gegenüberliegenden Dorfplatz zu nutzen. Der Standort liegt in unmittelbarer Nähe des 
bisherigen Standorts und ist jederzeit gut zugänglich. 
Da der Defibrillator dort im Außenbereich montiert wird, ist die Unterbringung in einem 
Wandschrank notwendig. 
Hierzu liegt vom Lieferanten des Geräts ein Angebot für den dafür hergestellten und 
passenden Wandschrank über brutto 2.136,05 € vor. 
Der Schrank garantiert eine witterungsgeschützte Unterbringung und gleichzeitig eine gute 
Zugänglichkeit zum Gerät. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Liegenschaften empfiehlt, der Gemeinderat beschließt, den Defibrillator 
aus dem Volksbankgebäude in einem Wandkasten auf dem Dorfplatz aufzustellen.  
Die Fa. Elke Stenzhorn Notfallausrüstung wird gleichzeitig mit der Lieferung des Wandkastens 
zum Gesamtbruttopreis von 2.136,05 € beauftragt. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 31.07.2025 und erläutert zum 
Sachstand, dass durch die Schließung des Volksbankgebäudes für den Defibrilator ein neuer 
Standort bestimmt werden muss. 
 
Der Ausschuss für Liegenschaften hat als neuen Standort den Dorfplatz empfohlen. 
Ebenso der Ausschuss für Kultur und Soziales, aber auch der Platz vor der Trauerhalle oder 
der Feuerwehr wurde in Erwägung gezogen. 
 
Ratsmitglied Werner Popper regt an, dass der neue Standort bekannt gegeben werden muss. 
Auch sollten Schulungen zur Nutzung des Defibrilators angeboten werden. 
 
Beschluss: 
 
Nach kurzer Beratung beschließt der Gemeinderat, den Defibrilator aus dem 
Volksbankgebäude in einem Wandkasten auf dem Dorfplatz in der Nähe des 
Stromanschlusses und im beleuchteten Bereich zu installieren. 
 
Die Firma Elke Stenzhorn Notfallausrüstung wird gleichzeitig mit der Lieferung des 
Wandkastens zum Gesamtbruttopreis von 2.136,05 Euro beauftragt. 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 2.136,05 € zur Verfügung. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit 16 Ja-Stimmen. 
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14. Heckenrückschnitt Gemarkung 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0064) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Jährlich ist ein Heckenrückschnitt in der Gemarkung Mommenheim im Zeitraum von 01.10. - 
28.02. erforderlich. Im Winter 25/26 sollen Gehölze auf einer Gesamtfläche von ca. 8.535 m 
entlang von Wirtschaftswegen und landwirtschaftlich genutzten Flächen zurückgeschnitten 
werden. Der Rückschnitt dient der Wiederherstellung der Befahrbarkeit von Wirtschaftswegen 
und landwirtschaftlich genutzter Flächen. Der Rückschnittplan wird im Ausschuss besprochen 
und finalisiert. Die Kosten werden auf ca. 4.100,00 € geschätzt. 
Die Zusammenfassung des diesjährigen maschinellen Rückschnitts ist im Anhang beigefügt. 
Die Verwaltung wird mit der Durchführung entsprechender Maßnahmen beauftragt. Der 
überplanmäßigen Ausgabe gemäß §100 GemO von geschätzten Kosten von 1.600,00 € wird 
zugestimmt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss empfiehlt/ der Gemeinderat beschließt die Durchführung des 
Heckenrückschnittes in der Gemarkung Mommenheim. Die Verwaltung wird mit der 
Durchführung des Vergabeverfahren ermächtigt. Der überplanmäßigen Ausgabe wird 
vorsorglich zugestimmt. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 06.08.2025 und erläutert zum 
Sachstand, dass seitens der Landwirte und Winzer einmal jährlich an Hand eines Planentwurfs 
mitgeteilt wird, in welchen Bereichen ein Heckenrückschnitt notwendig ist. 
Ratsmitglied Frank Windisch bittet den Planentwurf dem Protokoll beizufügen. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Durchführung des Heckenrückschnitts in der Gemarkung 
Mommenheim. Die Verwaltung wird mit der Durchführung des Vergabeverfahrens ermächtigt. 
Der überplanmäßigen Ausgabe wird vorsorglich zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit 16 Ja-Stimmen. 
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15. Vollzug der Straßenverkehrsordnung (StVO) 
hier: Ausweisung der Straßen Buchenweg und Kernerstraße als 
verkehrsberuhigter Bereich 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0055) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die in der Anlage aufgeführten Merkmale bzw. Voraussetzungen für die Ausweisung eines 
verkehrsberuhigten Bereiches sind in den bisher endausgebauten Straßen in vollem Umfang 
erfüllt. 
 
Im dargestellten Bereich überwiegt deutlich die Aufenthalts- und Erschließungsfunktion. 
Die Aufenthaltsfunktion sollte durch gestalterische Maßnahmen, wie z.B. die Aufstellung von 
Blumenkübeln, die sich sehr gut in das Straßenbild einfügen, verstärkt in das Bewusstsein des 
dort vorhandenen Kraftverkehrs gebracht werden. 
 
Darüber hinaus sollten dort zukünftig (wenn nicht schon geschehen) vorgesehene Bäume 
durch Bordsteine eingefasst und in ausreichendem Abstand zum Straßenkörper gepflanzt 
werden wodurch eine entsprechende Kenntlichmachung vermieden werden kann. 
 
Die Festlegung der Beschilderungsvarianten und Standorte sowie die Kennzeichnung der 
einzelnen Parkstände wird im Rahmen eines Ortstermins vorgenommen. 
 
Im Bereich der Kernerstraße wird der bestehende verkehrsberuhigte Bereich erweitert, siehe 
Anlage. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt, die vorgenannten Straßen als verkehrsberuhigten Bereich (Z 
325/326 StVO) auszuweisen. Das für die verkehrsbehördliche Anordnung der 
Straßenverkehrsbehörde notwendige Einvernehmen nach § 45 Abs. 1 b Nr. 3 StVO mit dem 
Straßenbaulastträger wird gleichzeitig hergestellt. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 02.09.2025 und erläutert den 
Sachstand dahingehend, dass im Rahmen der Verkehrsschau angeregt wurde, die Straßen 
Buchenweg und Kernerstraße als verkehrsberuhigte Bereiche auszuweisen. 
 
Beschluss: 
 
Ratsmitglied Frank Windisch stellt den Antrag, diesen TOP zur weiteren Beratung in den 
Ausschuss für Liegenschaften, Verkehr, Bau und Dorferneuerung zu verweisen. 
 
Abstimmungsergebnis: Verweisung 
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16. Sozialer Wohnungsbau 
"Neues Konzept" 
Beratung und Beschlussempfehlung/-fassung 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0066) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
In der Gemeinderatssitzung am 29.06.2023 präsentierten die Kreiswohnungsbaugesellschaft 
und die Firma Quartiers-Manufaktur ihre Konzepte für den sozialen Wohnungsbau in 
Mommenheim im Neubaugebiet am Lazarienpfad. Die Quartiers-Manufaktur erhielt den 
Auftrag, das vorgelegte Konzept wie beschlossen zu überarbeiten. Am05.10.2023 erfolgte der 
Beschluss zur Umsetzung. Der für die Umsetzung beauftragte Investor musste seine Zusage 
2024 zurückziehen, so dass nun die Wiederaufnahme mit einem neuen Investor erfolgen soll. 
Dem inzwischen neu gewählten Gemeinderat wurde das Konzept vorgestellt, das nun zur 
Abstimmung vorgelegt wird. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt, die Auftragsvergabe für das vorgestellte Konzept „Sozialer 
Wohnungsbau“ an die Quartiers-Manufaktur. 
 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 06.08.2025 und erläutert zum 
Sachstand, dass der Vertrag mit dem neuen Investor abzuschließen ist.  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Auftragsvergabe für das vorgestellt Konzept „Sozialer 
Wohnungsbau“ an die Quartiers-Manufaktur. Der Vertragsabschluss erfolgt mit dem neuen 
Investor, befristet bis zum 31.12.2026. 
 
Abstimmungsergebnis:  
mehrheitlich angenommen, 15 Ja-Stimmen,   0 Nein-Stimmen,   2 Stimmenthaltungen. 
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17. Ortsgemeinde Mommenheim; Bauleitplanverfahren "Dorfgebiet III - 
Hindenburgstraße, Rheinstraße und Wiesgartenstraße";  
Hier: Änderungsbeschluss zum Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0065) 

 
Wegen Befangenheit nehmen vom Sitzungstisch Abstand: 
Ortsbürgermeister Rainer Raab, Ratsmitglieder: Wolfgang Kurzke,  Eva und Werner Popper,  
Anna Seibert,  Frank Windisch,  Berthold Windisch,  Jonathan Rehm, Markus Gall, Jutta 
Friesenecker. 
 
 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Gemeinden haben gemäß § 1 Absatz 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Aufgabe der 
Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde 
nach Maßgabe der einschlägigen Gesetze vorzubereiten und zu leiten. 
 
Begründung zum Bebauungsplan: 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Dorfgebiet III – Hindenburgstraße, Rheinstraße und 
Wiesgartenstraße“ sollen die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur Erhaltung und 
maßvollen (Weiter-) Entwicklung der dörflich geprägten Siedlungsstruktur im Ortskern von 
Mommenheim geschaffen werden. Ziel der Bebauungsplanung ist es, gewachsene 
Baustrukturen zu bewahren und für die ungenutzten oder leerstehenden Gebäude eine 
maßvolle Nachnutzung zu ermöglichen, die unter Berücksichtigung des noch existierenden 
Bestandes an landwirtschaftlichen Betrieben, nichtstörendem Gewerbe, Gastronomie und 
Wohnen die dörflich gemischte Nutzungsstruktur erhält und weiterentwickelt. 
 
 
Änderungsbeschluss zum Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB: 
 
Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Mommenheim hat am 13.09.2022 den 

Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB zum Bebauungsplan „Dorfgebiet III – 

Hindenburgstraße, Rheinstraße und Wiesgartenstraße“ gefasst und damit das 

Bauleitplanverfahren eingeleitet. Im weiteren Verlauf des Verfahrens wurde festgestellt, dass 

der ursprünglich festgelegte Geltungsbereich angepasst werden muss, zur Präzisierung des 

räumlichen Geltungsbereichs entsprechend dem tatsächlichen Erfordernis.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird angepasst und räumlich erweitert. Das 

Grundstück des landwirtschaftlichen Anwesens in der Wiesgartenstraße 21, Flur 8, Flurstück 

667/7, wird in südlicher Richtung sowie in östlicher Richtung bis zur Niersteiner Straße in den 

Geltungsbereich einbezogen. Darüber hinaus werden auch die Flurstücke 669/18 und 668/4, 

ebenfalls gelegen in Flur 8, in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 8 BauGB ist für die Aufstellung oder Änderung 

eines Bebauungsplans ein Beschluss des Gemeinderats erforderlich. Die Änderung des 

Geltungsbereichs stellt eine Änderung des Aufstellungsbeschlusses dar. 

Als Anlage 1 ist der geänderte Geltungsbereich des Bebauungsplans beigefügt. Dieser muss 

im Anschluss bekannt gemacht werden. 

Anlagen:    A1_Geänderter Geltungsbereich  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt, den Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan „Dorfgebiet III – 
Hindenburgstraße, Rheinstraße und Wiesgartenstraße“ gem. § 2 Abs. 1 BauGB zu ändern. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird vergrößert. Die genaue Abgrenzung des 
geänderten Geltungsbereichs ist in Anlage 1 dargestellt. 
 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 06.08.2025. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, den Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan „Dorfgebiet III 
– Hindenburgstraße, Rheinstraße und Wiesgartenstraße“ gem. § 2 Abs. 1 BauGB zu ändern. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird vergrößert. Die genaue Abgrenzung des 
geänderten Geltungsbereichs ist in Anlage 1 dargestellt. 
 
Abstimmungsergebnis:   einstimmig angenommen mit 6 Ja-Stimmen. 
 
 
Die Ratsmitglieder Wolfgang Kurzke, Eva und Werner Popper, Anna Seibert, Frank 
Windisch, Berthold Windisch, Jonathan Rehm, Markus Gall, Jutta Friesenecker sowie 
Ortsbürgermeister Rainer Raab nehmen am Sitzungstisch wieder Platz. 
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18. Mommenheim; Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 
BauGB;  
Hier: Scheurebenweg; Flur 9, Flurstück 701  
Fristende: 29.09.2025 
Bau einer Pergola in nicht überbaubarer Fläche 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0059) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 29.09.2025 
 
• Abweichung von bauaufsichtlichen Anforderungen   
 
Gegenstand des Abweichungsantrages ist der Bau einer Pergola in der nicht überbaubaren 
Fläche an der Grundstücksmauer. 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit Bezeichnung „Auf der Schanz, 7. Änderung“. 
 
Im Bebauungsplan ist unter Punkt 2.2 der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen festgelegt: 
„Die als „nicht überbaubare Grundstücksflächen“ ausgewiesenen und die nicht überbauten 
Grundstücksteile sind […] gärtnerisch anzulegen, zu erhalten und mit lebenden Hecken oder 
Strauchpflanzungen […] einzufrieden.“ 
 
Geplant ist die Errichtung einer Pergola mit den Maßen 4,50 m x 3,00 m x 2,30 m entlang der 
Grundstücksmauer. Die Pergola soll innerhalb der im Bebauungsplan als „nicht überbaubare 
Fläche“ ausgewiesenen Zone errichtet werden.  
Da die angrenzende Grundstücksmauer des Nachbargrundstücks inklusive Zaun eine Höhe 
von 4,50 m aufweist, ist durch das Vorhaben keine Sichtbeeinträchtigung zu erwarten. 
 
Der Abweichungsantrag hinsichtlich der Bauvorschriften zum Bauordnungsrecht ist durch die 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen bauordnungsrechtlich zu beurteilen und stellt für die beteiligte 
Gemeinde keinen Versagensgrund dar. Grundsätzlich sieht die Landesbauordnung RLP für 
Abweichungen zum Bauordnungsrecht keine Beteiligung der Gemeinde vor. 
 
Im vorliegenden Fall kann von den Festsetzungen des Bebauungsplanes eine Ausnahme 
zugelassen werden, da die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, die Abweichung 
städtebaulich Vertretbar ist und die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher 
Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 
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Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 31 BauGB zum vorliegenden 
Abweichungsantrag. 
 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 31.07.2025 und erläutert den 
Abweichungsantrag Scheurebenweg. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat erteilt nicht das Einvernehmen gemäß § 31 BauGB zum vorliegenden 
Abweichungsantrag. 
 
Abstimmungsergebnis: 0 Ja-Stimmen, 14 Nein-Stimmen, 3 Stimmenthaltungen. 
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19. Mommenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Gaustraße; Flur 6, Flurstück 70, 72, 66/2  
Fristende: 01.10.2025 
Umbau, Anbau und Errichtung Zwerchhaus und Gaube 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0062) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 01.10.2025 
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist der Umbau und Anbau eines Wohnhauses sowie die 
Errichtung eines Zwerchhauses und einer Gaube. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist.  
 
Des Weiteren befindet sich das Grundstück im räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung, deren Regelungen dementsprechend zu beachten sind.  
 
In Punkt 4.1 der Gestaltungs- und Erhaltungssatzung ist festgelegt, dass Wandöffnungen in 
vertikaler Linienführung einen axialen Bezug aufweisen müssen. Im vorliegenden Fall sind die 
Wandöffnungen im Erdgeschoss sowie in der Gaube auf der Gartenseite zwar nicht vertikal 
axial angeordnet, jedoch symmetrisch gestaltet. Da sich diese Fassadenseite im rückwärtigen, 
nicht straßenseitigen Bereich des Grundstücks befindet, kann diese Abweichung im Hinblick 
auf das städtebauliche Erscheinungsbild als vertretbar angesehen werden. 
 
Gemäß Punkt 5.1 der Satzung, der die Gestaltung von Fenstern betrifft, sind Glasscheiben mit 
einer Höhe über 1,30 m durch Sprossen so zu unterteilen, dass stehende Formate oder 
Quadrate entstehen. Diese gestalterische Anforderung wurde in der Planung nicht 
berücksichtigt. 
 
Unter Punkt 7.4 der Satzung, der sich mit Dachaufbauten und Dachöffnungen befasst, ist 
festgelegt, dass Gauben entweder axial auf die Fenster des Gebäudes abzustimmen oder 
symmetrisch hierzu anzuordnen sind. Die geplante Gaube erfüllt diese Voraussetzung nicht, 
da sie weder axial noch symmetrisch auf die darunterliegenden Fenster bezogen ist. Darüber 
hinaus überschreitet sie die in der Satzung festgelegten Maße deutlich. Die zulässige 



Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim vom 11.09.2025 

Seite 31 

 

 

maximale Breite von Einzelgauben beträgt 1,50 m, bei Doppelgauben 2,00 m. Die geplante 
Gaube weist jedoch eine Breite von 3,58 m auf. Auch die erlaubte maximale Höhe von 1,40 
m, gemessen vom Dachaustritt bis zur Unterkante der Gaubeneindeckung, wird mit ca. 2,00 
m überschritten.  
 
Für Zwerchhäuser ist laut Satzung lediglich eines pro Dachseite mit einer maximalen Breite 
von 3,50 m zulässig; zudem muss dessen First mindestens 0,50 m unter dem Hauptfirst liegen. 
Das geplante Zwerchhaus weist jedoch eine Breite von 3,61 m auf und liegt nur ca. 30 cm 
unterhalb des Hauptfirsts, womit es ebenfalls nicht den gestalterischen Vorgaben entspricht. 
 
Bei der betroffenen Fassade handelt es sich um die straßenabgewandte Gartenseite. Eine 
wesentliche Beeinträchtigung des unmittelbaren Ortsbildes ist daher nicht gegeben. Dennoch 
ist zu berücksichtigen, dass die gestalterischen Festsetzungen der Satzung dem Ziel dienen, 
das charakteristische, historisch gewachsene Erscheinungsbild in Mommenheim zu 
bewahren. Insbesondere sollen typische Gestaltungsmerkmale erhalten oder wieder 
aufgenommen werden, um die städtebauliche Eigenart des Plangebiets zu sichern. Vor 
diesem Hintergrund und im Sinne des Gleichbehandlungsgrundsatzes gegenüber anderen 
Grundstückseigentümerinnen und -eigentümern ist eine Genehmigung des Vorhabens kritisch 
zu bewerten.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtliche Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Vorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat versagt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden 
Bauantrag.     
 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 06.08.2025 und erläutert zum 
Bauantrag Gaustraße, dass der Ausschuss für Liegenschaften, Verkehr, Bau und 
Dorferneuerung in seiner Sitzung vom 21.08.2025 das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB 
zum Bauantrag einstimmig versagt hat. 
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20. Mommenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Bahnhofstraße; Flur 8, Flurstück 682  
Fristende: 06.10.2025 
Anpassung Grundriss im Gartengeschoss und Einbau Fenster im Erdgeschoss 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0063) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 06.10.2025 
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Anpassung des Grundrisses im Gartengeschoss sowie 
der Einbau eines bodentiefen Fensters im Erdgeschoss. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren 
Umgebung ein. 
 
Außerdem befindet sich das Grundstück in einem Bereich, für das die Gemeinde beschlossen 
hat einen Bebauungsplan aufzustellen mit der Bezeichnung „Dorfgebiet VI – Bahnhofstraße“. 
 
Das geplante Bauvorhaben umfasst kleine bauliche Änderungen am bestehenden Gebäude, 
um den Grundriss anzupassen und die natürliche Belichtung zu verbessen.  
Im Gartengeschoss ist an der Südfassade die Verbreiterung des bestehenden 
Terrassentürelements im Wohnbereich vorgesehen. Im Inneren des Gebäudes werden 
einzelne Innenwände entfernt, um den Wohnbereich zu vergrößern. Zudem wird ein neuer 
Zugang zur Küche geschaffen. Das Badezimmer wird in den nördlichen Bereich des 
Gartengeschosses verlegt und das Oberlicht hier um ca. 10 cm verbreitert.  
Im Erdgeschoss ist geplant, ein bestehendes Fensterelement an der Nordfassade bodentief 
auszuführen, um einen kleinen Austritt in den Garten zu ermöglichen. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.   
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag. 
 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 06.08.2025 und erläutert zum 
Bauantrag Bahnhofstraße, dass der Ausschuss für Liegenschaften, Verkehr, Bau und 
Dorferneuerung in seiner Sitzung vom 21.08.2025 einstimmig das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB zum Bauantrag erteilt hat. 
 
 
 
 
21. Mommenheim; Bauantrag (Nachtrag); Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 

BauGB;  
Hier: Rheinstraße; Flur 8, Flurstück 638/14 und 638/15  
Fristende: 26.08.2025 
Nachtrag zur geänderten Ausführung Umbau und Sanierung eines Wohnhauses 
mit 2 Wohneinheiten 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0051) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 26.08.2025. 
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die geänderte Ausführung zum Umbau und Sanierung eines 
Wohnhauses mit zwei Wohneinheiten. 
 
Dem vorliegenden Bauantrag liegt eine positive Baugenehmigung zum Wohnhaus-Umbau und 
Sanierung unter Aktenzeichen 21/611-21/0005/17-B-1013 vom 19.12.2017 vor (siehe Anlage 
1). 
 
Am 03.02.2025 forderte die Kreisverwaltung im Rahmen eines bauaufsichtlichen Verfahrens 
die Einreichung eines Nachtrags zum ursprünglichen Bauantrag aufgrund festgestellter 
Abweichungen von der erteilten Baugenehmigung für das betreffende Grundstück. 
Im Zuge einer Ortsbesichtigung wurde festgestellt, dass an der Fassade zusätzliche 
Fensterelemente eingebaut wurden, die nicht Bestandteil der genehmigten Planung waren. 
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Die nachträgliche Anforderung eines vollständigen Bauantrags stellt in diesem 
Zusammenhang das angemessenste Mittel dar, um die baurechtliche Zulässigkeit der 
vorgenommenen Änderungen zu prüfen und einen rechtmäßigen Zustand gemäß den 
Vorgaben der Landesbauordnung Rheinland-Pfalz wiederherzustellen. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Im Zuge der aktuellen Planung ergeben sich Änderungen und Anpassungen des Grundrisses 
gegenüber der genehmigten Ausführung: 
 
Im Untergeschoss wird auf die zuvor vorgesehene Erweiterung des Garagenanbaus 
verzichtet. Hierdurch reduziert sich die Grundflächenzahl (GRZ) von ursprünglich 0,51 auf ca. 
0,49 und wird somit auf das genehmigte Maß zurückgeführt. Infolge dieser Änderung wird auch 
der Zugang zum Keller auf die Straßenseite verlegt. 
 
Im Erdgeschoss erfolgt der Umbau eines Kellerraumes in ein zusätzliches kleines 
Badezimmer; zudem wird die Lage des Treppenaufgangs modifiziert. 
 
Im Obergeschoss wird die Treppe ebenfalls neu positioniert, was zu einer entsprechenden 
Umgestaltung des Badezimmers führt. 
 
Diese Grundrissänderungen haben Auswirkungen auf die Fassadengestaltung. So verändern 
sich durch das neu angeordnete Treppenhaus die Fensteröffnungen auf der Nordwestseite, 
zusätzlich wird dort im Obergeschoss ein weiteres Fenster ergänzt. Auf der Südwestseite wird 
für das neue Badezimmer ein weiteres Fenster eingefügt. Die Nordostansicht verändert sich 
im Untergeschoss durch den Wegfall des Garagenanbaus. 
 
Im Außenbereich werden zwei Stellplätze, die ursprünglich im Untergeschoss als 
Garagenanbau vorgesehen waren, in den rückwärtigen Grundstücksbereich verlegt. Die 
Gesamtzahl von vier Stellplätzen für zwei Wohneinheiten bleibt somit unverändert erhalten. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Anlagen: 
A1_Baugenehmigung von 2017 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden 
Bauantrag. 
 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 27.06.2025 und erläutert zum 
Bauantrag Rheinstraße, dass der Ausschuss für Liegenschaften, Verkehr, Bau und 
Dorferneuerung in seiner Sitzung vom 21.08.2025 das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB 
zum Bauantrag einstimmig erteilt hat.  



Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim vom 11.09.2025 

Seite 35 

 

 

22. Mitteilungen  
 
Der Vorsitzende teilt mit, dass  
a) am 27.09.2025 ein Gespräch mit Familie Wild, Ordnungsamt, Vertreter der VG, 
Ortsbürgermeister, Beigeordneten, hinsichtlich Grillplatznutzung stattfinden wird. Nach 
Auffassung der Familie Wild kommt es immer wieder zu Lärmbelästigungen. 
Auf die einzuhaltene „Nachtruhe“ werden die Grillplatzmieter seitens der Gemeinde 
hingewiesen. 
Eine Auflistung der Grillplatzvermietungen wurde dem Ordnungsamt vorgelegt. 
 
b) seitens der VG eine Anfrage nach Anmietung von Ausgleichsfläche für das entstehende 
Rechenzentrum vorliegt. Es handelt sich um das Gelände der „ehemaligen Müllkippe“. 
 
c) Herr Herte teilt folgende Termine des Landesprogramms „Gemeindeschwester plus“  mit: 
19.09.2025 - Theaterabend anlässlich des Demenztages, 18.00 Uhr, Emondshalle, 
   Oppenheim  
26.09.2025 - Nationaler Tag des Flüchtlings, Nierstein 
01.10.2025 - Seniorendisco am Weltseniorentag in Köngernheim, Turnhalle. 
 
 
 
 
23. Anfragen  

 
Schriftliche Anfragen im Sinne der Geschäftsordnung liegen nicht vor. 
 
a) Auf den mündlichen Hinweis von Ratsmitglied Eva Popper, dass seit 2021 keine 
Rechnungsprüfung stattgefunden hat, erklärt der Vorsitzende, dass zwei Jahresabschlüsse 
gefertigt  wurden und vorliegen. 
Die Fraktionen wurden unterrichtet, ein Termin muss mit dem Sachbearbeiter der VG, Herrn 
Braun, vereinbart werden.  
Vorsitzender des Rechnungsprüfungausschusses soll ein Vertreter des Gemeinderates sein. 
 
b) Der 3. Beigeordnete weist nochmals auf das Kerbevereinsjubiläum hin und bittet die Rats- 
/ Ausschussmitglieder um Mitteilung, wer beim Kerbeumzug auf dem Wagen mitfahren 
möchte. 
 
Auch für das Mommsterkostüm konnte jemand gefunden werden und wird als Mommster den 
Kerbeumzug begleiten. 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Rainer Raab Elvira Gall 
Ortsbürgermeister  

 
 
 


